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KURZ KOMMENTIERT
Wasserpfennig

Eigenartige Argumentation

D ie  Regierung von Baden-Württemberg beabsichtigt, 
durch die Erhebung eines „Wasserpfennigs“ das bisher 
richtungsweisende Verursacherprinzip im Umwelt
schutz ad absurdum zu führen. Die geplante Sonderab
gabe würde den Kubikmeter Trinkwasser um rund sie
ben Pfennig verteuern und jährlich etwa 70 Mill. DM ein
bringen. Aus diesem Mittelaufkommen sollen Landwirte 
mit mindestens 400 DM pro Jahr und Hektar entschä
digt werden, wenn sie künftig auf eine Intensivdüngung 
und Pflanzenschutzmittel verzichten.

Der Präsident des badischen landwirtschaftlichen 
Hauptverbandes und Landtagsabgeordnete Redde
mann begründet den „Wasserpfennig“ u. a. damit, daß 
der Wasserverbraucher als der eigentliche Verursacher 
zugleich auch die Kosten der Vermeidung der Gewäs
serverschmutzung zu tragen habe. Wollte man diese ei
genartige Argumentation auch auf andere Bereiche des 
Umweltschutzes übertragen, so müßten z. B. nicht die 
Käufer von Kraftfahrzeugen für den Einbau von Kataly
satoren zahlen, sondern alle Bürger, die die ver
schmutzte Luft einatmen. Die Autokäufer würden dann 
lediglich als Verbraucher von Sauerstoff, nicht jedoch 
als Mitverursacher der Luftverschmutzung zur Kasse 
gebeten.

Bei konsequenter Anwendung des Verursacherprin
zips sind dagegen diejenigen mit den Kosten des Um
weltschutzes zu belasten, die durch Produktion oder 
Verbrauch die Umwelt schädigen. Vernünftig ist des
halb die Kostenumlegung auf die Nutzung des Kraft
fahrzeugs bzw. den Preis landwirtschaftlicher Erzeug
nisse. Die Marktteilnehmer entscheiden dann, wie sie 
auf diese Preissignale reagieren sollen. Mit der Erhe
bung eines „Wasserpfennigs“ erhalten die Verursacher 
der Wasserverschmutzung ungerechtfertigte Vorteile. 
Zudem wird durch falsche Preissignale die Fehlalloka
tion volkswirtschaftlicher Ressourcen begünstigt, hn

Weltwährungsordnung

Fehlende Reformbereitschaft

D ie  französische Regierung nutzte den Bonner Wirt
schaftsgipfel, um ihre Forderung nach einer Reform des 
internationalen Währungssystems nachhaltig zu erneu
ern. Dabei schnürte sie politisch geschickt ein Paket 
zwischen Währungssystem und den GATT-Verhand- 
lungen: Ungleichgewichte, deren Ursache im monetä
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ren Bereich läge, könnten nicht durch Handelsverein
barungen abgebaut werden. Mit anderen Worten: Der 
weltweite Protektionismus geht übenwiegend auf das 
„instabile“ Weltwährungssystem zurück.

Nun zeigen die historischen Erfahrungen in der Tat, 
daß der Protektionismus zunahm, wenn die Länder in
nerhalb eines Währungssystems nicht mehr bereit wa
ren, sich an dessen Spielregeln zu halten. Sowohl die 
Goldwährung als auch das System von Bretton Woods 
scheiterten letztlich am Unwillen der meisten Mitglieds
länder, dem außenwirtschaftlichen Gleichgewicht einen 
im Vergleich zu binnenwirtschaftlichen Zielen hohen 
Rang einzuräumen. Wer also eine stabilere Entwick
lung der Wechselkurse will, der muß bereit sein, den 
binnenwirtschaftlichen Handlungsspielraum erheblich 
einzuschränken. Da hierzu sicher auch die Franzosen 
nicht bereit sind, ist jeder Versuch, weltweit festere 
Wechselkursrelationen wiederherzustellen, zum Schei
tern verurteilt.

Der Weg zurück zu Bretton Woods ist somit versperrt 
-  aus den gleichen Gründen, die auch eine weitere Zu
nahme protektionistischer Tendenzen befürchten las
sen. Daran werden auch Verhandlungen im Rahmen 
des GATT wenig ändern. Ihr Wert kann allenfalls darin 
liegen, die Wachstumsrate der Handelsbeschränkun
gen zu senken. Die durch den Protektionismus verur
sachten weltweiten Wohlstandsverluste sind der Preis 
der binnenwirtschaftlichen Autonomie, selbst wenn die
se für viele Länder nur auf dem Papier steht. ww

GATT

Mitterrands Junktim

A ls  Makel des Bonner Weltwirtschaftsgipfels wird ver
zeichnet, daß kein genaues (und möglichst frühes) Da
tum für eine neue GATT-Runde bestimmt worden ist. 
Aber ist dies wirklich ein so großes Unglück? Der franzö
sische Präsident hat doch recht, wenn er den Gipfel der 
führenden westlichen Industrieländer nicht für den ge
eigneten Ort hält, die Terminfrage zu entscheiden. Die 
am Gipfel nicht beteiligten Industrieländer, vor allem 
aber die Entwicklungsländer wären brüskiert worden. 
Über Termin und Tagesordnung einer Welthandelskon
ferenz muß in Genf entschieden werden, wo in diesen 
Tagen die Konsultativgruppe des GATT Zusammentritt.

In der Sache allerdings fällt es schwerer, Mitterrand 
zu folgen. Er möchte, daß die EG-Agrarpolitik weitge
hend ungeschoren bleibt, stellt sich aber gleichzeitig als 
Anwalt der Dritten Welt dar, für die der Agrarprotektio
nismus der Gemeinschaft ein ständiger Stein des An-
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stoßes ist. Auch das Junktim zwischen Handels- und 
Währungskonferenz überzeugt nicht. Der Einfluß 
schwankender Wechselkurse auf den Handel ist gerin
ger als vielfach behauptet. Der Handel wird vor allem 
durch sprunghafte, ungeregelte Eingriffe einzelner Län
der und bilaterale Vereinbarungen zu Lasten Dritter be
einträchtigt. Ein verbesserter Ordnungsrahmen für den 
internationalen Handel ist daher dringend nötig, und er 
liegt, zumal in der gegenwärtigen Schönwetterlage der 
Weltwirtschaft, im Bereich des Möglichen. Demgegen
über scheinen die Gegensätze in der Währungspolitik 
vorerst unüberbrückbar zu sein. Junktim bedeutet also 
im wesentlichen Stillstand.

Die nun folgenden, auf weniger spektakulären Ebe
nen zu führenden Verhandlungen werden zeigen, wie 
ernst der französische Widerstand gegen multilaterale 
Handelsvereinbarungen wirklich gemeint ist. Es 
scheint, als habe Mitterrand vor allem Reagan die 
Schau stehlen, nicht aber die Rolle Frankreichs auf 
der „vorbereitenden Konferenz hoher Beamter“ präjudi- 
zieren wollen, die nach dem Willen der Gipfelteilnehmer 
noch in diesem Sommer im GATT einberufen werden 
soll. ko

Japan

Substanzarmes Marktöffnungspaket

Im April verabschiedete die japanische Regierung ein 
neues, primär auf den Abbau nicht-tarifärer Handeis
hemmnisse gerichtetes weiteres „Marktöffnungspa
ket“ . Nachdem Japan noch bis Anfang der achtziger 
Jahre das Bestehen solcher Importhemmnisse über
haupt geleugnet hatte, stellt die inzwischen lange Reihe 
der Marktöffnungsprogramme immerhin ein auch öf
fentliches Eingeständnis der Existenz von Handels
hemmnissen dar. Jedoch ist auch das neue Paket so 
substanzarm wie die Vorgänger und scheint kaum ge
eignet, die wachsenden Handelskonflikte mit den USA, 
der EG und den ASEAN-Staaten zu entschärfen.

Das Paket wurde geschickt vor wichtigen Konferen
zen präsentiert, gleichsam als Beruhigungspille, in der 
Hoffnung, so der Anklage zu entgehen, ein Störenfried 
des Freihandels zu sein. In Wahrheit ist es nicht mehr 
als eine Nebelkerze, und es ist zudem ein weiterer Be
leg für die besondere japanische Wettbewerbsauffas
sung: Unter administrativem Druck sollen u. a. die 20 
größten japanischen Ausfuhrunternehmen zu stärkeren 
Importen veranlaßt werden.

Daß Japan sich mit formalen Liberalisierungsaktio
nen immer wieder einer wirksamen Öffnung seiner 
Märkte entziehen und dennoch in die Rolle eines Advo

katen für Freihandel und Marktwirtschaft schlüpfen 
konnte, liegt nicht zuletzt auch an den Handelspartnern. 
Insbesondere eine Reihe von EG-Ländern und Brüssel 
haben dem Schutz des eigenen Marktes vor Importen 
aus Japan („Selbstbeschränkungsabkommen“) den 
Vorzug vor einer offensiven, auf die Öffnung des japani
schen Marktes zielenden Strategie gegeben. Hier ist ein 
Umdenken nicht zuletzt im eigenen Interesse notwen
dig. Käme es dazu und würde sich eine Allianz mit ande
ren nichteuropäischen Ländern herausbilden, entstän
de das wirksamste Öffnungsprogramm für den japani
schen Markt. kr

Frankreich

Verblaßtes Nationalisierungsideal

Allgemeines Erstaunen und heftige Kritik in der soziali
stischen Partei hat in Frankreich die Absicht der Regie
rung hervorgerufen, private Beteiligungen an staatli
chen Unternehmen zuzulassen. Schließlich waren erst 
vor reichlich drei Jahren die größten Industrieunterneh
men des Landes und die privaten Banken in staatliches 
Eigentum überführt worden.

Anders als in Großbritannien und in der Bundesrepu
blik Deutschland geht es in Frankreich zumindest vor
erst nicht etwa darum, durch Privatisierung wirtschaftli
che Verkrustungen aufzubrechen. Das wirtschaftliche 
Ziel ist hier allein, private Mittel für die Kapitalausstat- 
tung der Tochtergesellschaften von staatlichen Indu
strieholdings zu mobilisieren. Angesichts der ange
spannten Haushaltslage und der schwierigen Konsoli
dierung des Budgets vermag die öffentliche Hand den 
Unternehmen sonst kaum die erforderlichen Mittel zu
zuführen. Mit einer Beschränkung des privaten Anteils 
auf maximal 49 % behält sich der Staat jedoch die Ent
scheidungsgewalt in diesen Unternehmen vor. Um so 
mehr wird das Publikum nur Beteiligungsangebote bei 
Unternehmen akzeptieren, die mit angemessenem Er
trag arbeiten. Gerade in diesen Fällen kann der Staat 
seine Beteiligung mit erheblichem Gewinn veräußern, 
da die Kurse an der Pariser Börse seit dem Anfang der 
Amtszeit von Mitterrand kräftig gestiegen sind.

Wohl wichtiger noch als das wirtschaftliche Motiv die
ser Teilprivatisierung sind politische Aspekte. Die Aus
sichten der Regierungspartei für die Parlamentswahlen 
im nächsten Jahr sind nämlich auch deshalb nicht gün
stig, weil die Oppositionsparteien offenbar in der Lage 
der nationalisierten Unternehmen ein willkommenes 
Wahlkampfthema sehen. Dem hofft die Regierung 
durch ein Aufweichen des Nationalisierungsdogmas 
den Wind aus den Segeln zu nehmen. wt
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